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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
Stuttgart vom 24.07.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu
erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung von Rente wegen Erwerbsminderung, auch
bei BerufsunfÃ¤higkeit.

Der 1956 geborene KlÃ¤ger zog im Sommer 1972 aus der T kommend in das
Bundesgebiet zu. Eine Ausbildung zum Lackierer begann er nach eigener Angabe
Anfang des Jahres 1973, brach diese aber ab. Zuletzt war er vom 01.09.1992 bis
zum Eintritt von ArbeitsunfÃ¤higkeit am 14.05.2014 als angelernter Lackierer â��
bzw. in geringerem Umfang als Monteur â�� bei der Fa.Â H GmbH &Â Co. KG â��
Zerkleinerungstechnik â��Â sozialversicherungspflichtig tÃ¤tig (s.
Arbeitgeberauskunft vom 05.02.2018). Eine BeschÃ¤ftigung nahm er seither nicht
mehr auf und war arbeitsunfÃ¤hig bzw. arbeitsuchend. Er bezieht von der Beklagten
seit dem 01.01.2019 Altersrente fÃ¼r schwerbehinderte Menschen (Antrag vom
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08.11.2018, Bescheid vom 23.01.2019).

Von Mitte Dezember 2016 bis Mitte Januar 2017 nahm der KlÃ¤ger an einer
stationÃ¤ren RehabilitationsmaÃ�nahme in der M-Klinik in K teil, aus der er
ausweislich des Ã¤rztlichen Entlassungsberichts vom 27.01.2017 (Bl. 59 ff. SG-Akte;
Diagnosen: rezidivierende depressive StÃ¶rung â�� gegenwÃ¤rtig schwere Episode
ohne psychotische Symptome -, chronische SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und
psychischen Faktoren, Zustand nach Katarakt-OP 2015, Nikotinkonsum, benigne
essentielle Hypertonie ohne Angabe einer hypertensiven Krise, Tinnitus aurium,
Spannungskopfschmerz, Prostatahyperplasie, Schulter-Arm-Syndrom bei Zustand
nach Fraktur und operativer Versorgung)Â  zwar arbeitsunfÃ¤hig, aber mit einem
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
im Umfang von sechs Stunden und mehr tÃ¤glich entlassen wurde (ohne
Akkordarbeiten bzw. starrer Maschinenarbeitstakt, ohne Wechselschichtdienst in
Tagesschicht, ohne stÃ¤ndige KÃ¤lte-, NÃ¤sse-, Zugluftexposition, ohne
Ã¼berdurchschnittliche Anforderung an Aufmerksamkeit und Konzentration, ohne
schwere Belastung des linken Arms). Die zuletzt ausgeÃ¼bte LackierertÃ¤tigkeit sei
nicht mehr leidensgerecht. Es bestÃ¼nden Hinweise auf Verdeutlichungstendenzen.

Am 17.07.2017 beantragte der KlÃ¤ger Rente wegen Erwerbsminderung. Die
Beklagte zog medizinische Unterlagen bei (u.a. die sachverstÃ¤ndige
Zeugenauskunft der W und der S â�� Klinik fÃ¼r Psychiatrie und Psychotherapie
des Klinikums N â�� vom 30.03.2017 aus dem Schwerbehindertenklageverfahren
des KlÃ¤gers), lieÃ� diese sozialmedizinisch auswerten und lehnte den
Rentenantrag â��Â namentlich gestÃ¼tzt auf den Reha-Entlassungsbericht â�� mit
Bescheid vom 06.09.2017 ab.

Im Widerspruchsverfahren holte die Beklagte das Gutachten des B vom 18.01.2018
ein, der nach Untersuchung unter Hinzuziehung der S1 (Untersuchung jeweils am
13.12.2017) beim KlÃ¤ger eine Ã¼berdauernde leichte depressiv-dysthyme
Verstimmung bei rezidivierender Depression, eine vorbeschriebene
PersÃ¶nlichkeitsakzentuierung sowie einen Zustand nach zweimaliger â�� bei
geplanter dritter â��Â Operation im Bereich der linken Schulter diagnostizierte.
Unter BerÃ¼cksichtigung der von S1 genannten (lediglich) qualitativen
EinschrÃ¤nkungen (kein andauerndes Heben und Bewegen von Lasten Ã¼ber 10
kg, keine stÃ¤ndigen ArmvorhaltetÃ¤tigkeiten, keine andauernden
Ã�berkopfarbeiten) kÃ¶nne der KlÃ¤ger leichte bis mittelschwere Arbeiten auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt noch sechs Stunden und mehr tÃ¤glich verrichten (keine
TÃ¤tigkeiten in Nachtschicht, keine TÃ¤tigkeiten mit vermehrter Beanspruchung
des Konzentrations- und ReaktionsvermÃ¶gens, keine TÃ¤tigkeiten im Akkord). Die
zuletzt ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit sei hingegen nicht mehr leidensgerecht. Mit
Widerspruchsbescheid vom 27.03.2018 wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers (u.a. gestÃ¼tzt auf das Gutachten) als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Eine
zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung fÃ¼r TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt liege nicht vor, sodass keine Erwerbsminderung bestehe. Als
angelernter Arbeiter des unteren Bereichs genieÃ�e der KlÃ¤ger auch keinen
besonderen Berufsschutz, weswegen auch keine BerufsunfÃ¤higkeit vorliege.
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Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 18.04.2018 beim Sozialgericht Stuttgart (SG) Klage
erhoben und zur BegrÃ¼ndung im Wesentlichen auf die EinschÃ¤tzung seiner
behandelnden Ã�rzte verwiesen.

Das SG hat die behandelnden Ã�rzte schriftlich als sachverstÃ¤ndige Zeugen
gehÃ¶rt. Der P hat Ã¼ber Husten beim KlÃ¤ger bei fortgesetztem inhalativen
Rauchen ohne EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion berichtet. Seitens seines
Fachgebiets bestehe keine EinschrÃ¤nkung der beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit. Die
R (NervenÃ¤rztliche Gemeinschaftspraxis M1 Gesundheitszentrum F) hat u.a.
mitgeteilt, dass sich der KlÃ¤ger quartalsweise in ihrer Praxis vorstelle. Die bei ihm
bestehenden (psychiatrischen) Symptome stimmten im Wesentlichen mit denen
Ã¼berein, die der B in seinem Gutachten beschrieben habe. Sie selbst habe die
Diagnose einer rezidivierend depressiven StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig schwere Episode
ohne psychotische Symptome gestellt. Im Hinblick auf ihre â��Kurzkontakteâ�� mit
dem KlÃ¤ger kÃ¶nne sie die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit nicht adÃ¤quat
einschÃ¤tzen. Ihrer Meinung nach sei das unfallchirurgische-orthopÃ¤dische
Fachgebiet vorliegend maÃ�geblich. Der V hat Ã¼ber einen schweren
degenerativen Rotatorenmanschettenschaden links mit dreimaliger operativer
Versorgung berichtet. Seiner EinschÃ¤tzung nach kÃ¶nne der KlÃ¤ger leichte
Arbeiten nur im Umfang von drei bis unter sechs Stunden verrichten, wobei
entsprechende leidensgerechte TÃ¤tigkeiten im Hinblick auf den Ausbildungsstand
des KlÃ¤gers auf dem â��freien Arbeitsmarkt in keiner Weise verfÃ¼gbarâ�� sein
dÃ¼rften. Der I hat im Wesentlichen auf die fachÃ¤rztlichen Befunde und die
schwere psychiatrische Erkrankung sowie das Schulterleiden mit chronifizierten
SchmerzzustÃ¤nden verwiesen. Die berufliche LeistungsfÃ¤higkeit hat er mit unter
drei Stunden tÃ¤glich eingeschÃ¤tzt.

Nach sozialmedizinischer Stellungnahme der Beklagten durch die H1 (von Oktober
2018, Bl. 120 f. SG-Akte) hat das SG von Amts wegen das
SachverstÃ¤ndigengutachten des D vom 12.05.2019 eingeholt, der den KlÃ¤ger am
08.05.2019 â�� nachdem bei ihm am 10.12.2018 eine arthroskopische
Sehnenrekonstruktion rechts mit subacromialer Dekompression, arthroskopischer
ACG-Resektion und Bizepssehnen-Tenotomie durchgefÃ¼hrt worden war (s.
Operationsbericht des M vom 10.12.2018, Bl. 133 SG-Akte) â�� untersucht hat. D
hat als GesundheitsstÃ¶rungen eine mittelgradig eingeschrÃ¤nkte ArmvorwÃ¤rts-
und ArmseitwÃ¤rtsanhebung in beiden Schultergelenken auf Grund einer
Rotatorenmanschettendegeneration beschrieben. Eine TÃ¤tigkeit als Lackierer sei
nicht mehr mÃ¶glich. Leichte Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt kÃ¶nne
der KlÃ¤ger indes noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich verrichten, wobei in
qualitativer Hinsicht das Heben, Tragen und Bewegen von Lasten Ã¼ber 5 kg sowie
Arbeiten in Armvor- und -seitanhebung von mehr als 70Â° zu vermeiden seien. Die
LeistungseinschÃ¤tzung des V kÃ¶nne â��Â da auch schon nicht begrÃ¼ndet â��
nicht nachvollzogen werden.

Nach AnhÃ¶rung der Beteiligten hat das SG die Klage mit Gerichtsbescheid vom
24.07.2019 abgewiesen. Es hat den KlÃ¤ger fÃ¼r in der Lage gesehen, jedenfalls
leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts unter Beachtung der vom
SachverstÃ¤ndigen D und dem B1 aufgefÃ¼hrten qualitativen EinschrÃ¤nkungen
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mindestens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten. Es hat sich dabei in
orthopÃ¤discher Hinsicht dem Gutachten des D und in psychiatrischer Hinsicht dem
Gutachten des B angeschlossen und dies im Einzelnen begrÃ¼ndet. Auch eine
Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei BerufsunfÃ¤higkeit kÃ¶nne der
KlÃ¤ger nicht mit Erfolg beanspruchen, weil er jedenfalls namentlich auf die
TÃ¤tigkeit eines Registrators (Hinweis auf das Urteil des 13. Senats des
Landessozialgerichts â�� LSG â�� Baden-WÃ¼rttemberg vom 25.09.2012, L 13 R
6087/09, in juris) verwiesen werden kÃ¶nne.

Gegen den â�� seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 01.08.2019 zugestellten â��
Gerichtsbescheid hat der KlÃ¤ger am 26.08.2019 Berufung eingelegt. Zur
BegrÃ¼ndung hat er im Wesentlichen geltend gemacht, dass D nicht
berÃ¼cksichtigt habe, dass die Operationsnaht bei ihm immer wieder reiÃ�e,
worauf V hingewiesen habe und was Ursache seiner Erwerbsminderung sei.
AuÃ�erdem habe D sich nicht mit der abweichenden LeistungseinschÃ¤tzung des V
auseinandergesetzt. DarÃ¼ber hinaus seien seine schweren psychiatrischen
BeeintrÃ¤chtigungen nicht hinreichend berÃ¼cksichtigt worden.

Der KlÃ¤ger beantragt (teilweise sinngemÃ¤Ã�, vgl. Bl. 23 Senats-Akte),

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Stuttgart vom 24.07.2019 sowie den
Bescheid vom 06.09.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
27.03.2018 aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen, ihm Rente wegen voller
bzw. teilweiser Erwerbsminderung, auch bei BerufsunfÃ¤higkeit, ab dem 01.07.2017
zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtenen Entscheidungen fÃ¼r zutreffend.

Der Senat hat M sowie die Ã�rzte der BG Uklinik T1 schriftlich befragt. M, der den
KlÃ¤ger ausweislich seiner Auskunft zuletzt am 08.01.2019 behandelte, hat im
Wesentlichen auf den Zustand nach dreimaliger Operation der linken Schulter sowie
die von ihm am 10.12.2018 durchgefÃ¼hrte Rekonstruktion der
Rotatorenmanschette rechts verwiesen und die EinschÃ¤tzung geÃ¤uÃ�ert, dass
der KlÃ¤ger in Ansehung beider Schulterleiden und der langen Behandlungsdauer
nicht mehr sechs Stunden tÃ¤glich arbeiten kÃ¶nne. K1 (BG Uklinik T1) hat
berichtet, dass der KlÃ¤ger im Zeitraum vom 21.11.2017 bis zuletzt am 05.06.2018
in der Uklinik wegen einer Re-Ruptur der Rotatorenmanschette links behandelt
worden sei. Seiner Meinung nach seien ihm leichte TÃ¤tigkeiten im Umfang von
sechs Stunden tÃ¤glich unter Beachtung qualitativer EinschrÃ¤nkungen mÃ¶glich
gewesen. Die S2 von der NervenÃ¤rztlichen Gemeinschaftspraxis M1
Gesundheitszentrum F hat mitgeteilt, dass R als ehemalige Behandlerin des
KlÃ¤gers nicht mehr in der Praxis tÃ¤tig sei. Als â��letzten Befundâ�� hat sie die
Auskunft der R gegenÃ¼ber dem SG genannt (s. Bl. 62 Senats-Akte).
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Zu den eingeholten AuskÃ¼nften hat die Beklagte durch die BeratungsÃ¤rztin H1
Stellung genommen. Wegen der diesbezÃ¼glichen Einzelheiten wird auf die
sozialmedizinische Stellungnahme von April 2020 (Bl. 49 Senats-Akte) Bezug
genommen.

Die Beteiligten haben auf die DurchfÃ¼hrung einer mÃ¼ndlichen Verhandlung
verzichtet.

Zur weiteren Darstellung des Sachverhaltes und des Vorbringens der Beteiligten
wird auf die Verwaltungsakten der Beklagten sowie die Prozessakten erster und
zweiter Instanz verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde

Die gemÃ¤Ã� Â§ 151 Abs. 1 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte und gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 143, 144 SGG statthafte Berufung des KlÃ¤gers,
Ã¼ber die der Senat mit EinverstÃ¤ndnis der Beteiligten ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung durch Urteil gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 SGG entscheidet, ist zulÃ¤ssig,
jedoch unbegrÃ¼ndet.

Gegenstand des Rechtsstreits ist der Bescheid vom 06.09.2017 in der Gestalt (Â§ 95
SGG) des Widerspruchsbescheids vom 27.03.2018, mit dem es die Beklagte
ablehnte, dem KlÃ¤ger auf dessen Antrag vom 17.07.2017 Rente wegen voller bzw.
teilweiser Erwerbsminderung, auch bei BerufsunfÃ¤higkeit, zu gewÃ¤hren.

Das SG hat die dagegen gerichtete Klage zu Recht abgewiesen. Denn der Bescheid
der Beklagten vom 06.09.2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
27.03.2018 ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt den KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten.
Dem KlÃ¤ger steht weder eine Rente wegen voller noch wegen teilweiser
Erwerbsminderung, auch nicht bei BerufsunfÃ¤higkeit, zu.

Rechtsgrundlage fÃ¼r die hier in erster Linie begehrte Rente wegen voller bzw.
teilweiser Erwerbsminderung ist Â§ 43 des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch (SGB
VI). Danach haben Versicherte bis zum Erreichen der Regelaltersgrenze Anspruch
auf Rente wegen teilweiser (Abs. 1 Satz 1 der Regelung) bzw. voller (Abs. 2 Satz 1
der Regelung) Erwerbsminderung, wenn sie â�� u.a. â��Â teilweise bzw. voll
erwerbsgemindert sind. Nach Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI sind teilweise
erwerbsgemindert Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht
absehbare Zeit auÃ�erstande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu
sein. Nach Â§ 43 Abs. 2 Satz 2 SGB VI sind voll erwerbsgemindert Versicherte, die
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�erstande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Volle Erwerbsminderung besteht Ã¼ber die
Regelung des Â§Â 43 Abs. 2 SGBÂ VI hinaus nach der Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts â�� BSG â�� (GroÃ�er Senat, Beschluss vom 10.12.1976, u.a. 
GS 2/75, zitiert â�� wie alle nachfolgenden hÃ¶chstrichterlichen Entscheidungen
â�� nach juris) bei regelmÃ¤Ã�ig bejahter Verschlossenheit des Arbeitsmarkts auch
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dann, wenn eine zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung von drei bis unter sechs
Stunden vorliegt. Nach Â§ 43 Abs.Â 3 SGB VI ist nicht erwerbsgemindert, wer unter
den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig sein kann; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage
nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Unter Zugrundelegung dessen hÃ¤tte ein entsprechender Versicherungsfall der
Erwerbsminderung vorliegend spÃ¤testens Anfang Januar 2019 eingetreten sein
mÃ¼ssen, weil der KlÃ¤ger seither Altersrente bezieht und ein zeitlich spÃ¤terer
Versicherungsfall respektive ein zeitlich spÃ¤terer Rentenbeginn auf Grund eines
solchen Versicherungsfalls der Erwerbsminderung nicht zu einer entsprechenden
RentengewÃ¤hrung fÃ¼hren wÃ¼rde. Dem stÃ¼nde die Regelung des Â§ 34 Abs. 4
Nr.Â 1 SGB VI als negative Anspruchsvoraussetzung (s. dazu nur Urteil des 7. Senats
des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 21.05.2015, L 7 R 5354/14, in juris, m.w.N.)
entgegen (vgl. Bayerisches LSG, Urteil vom 14.07.2010, L 19 R 13/08, in juris; U.
Freudenberg in jurisPK-SGB VI, Â§ 34 Rdnr.Â 132 f., Stand 01.04.2014). Der Wechsel
von einer Altersrente in eine andere Rente ist danach ausgeschlossen, wenn bereits
eine Altersrente bezogen wird und zu einem spÃ¤teren Zeitpunkt die
Voraussetzungen (u.a.) fÃ¼r eine Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit
(vgl. Â§ 33 Abs. 3 und 5 SGB VI) erfÃ¼llt werden (GÃ¼rtner in KassKomm, Â§ 34
SGBÂ VI Rdnr. 40, Stand Juli 2020).

In Ansehung dieser MaÃ�stÃ¤be hat das SG in den EntscheidungsgrÃ¼nden des
angefochtenen Gerichtsbescheids zutreffend im Wesentlichen gestÃ¼tzt auf das
SachverstÃ¤ndigengutachten des D und das (im Wege des Urkundenbeweises
verwertbare) Gutachten des B dargelegt und begrÃ¼ndet, dass der KlÃ¤ger diese
Voraussetzungen nicht erfÃ¼llt, weil sein LeistungsvermÃ¶gen auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt unter BerÃ¼cksichtigung der vom SachverstÃ¤ndigen D
und dem B1 beschriebenen (insoweit wird auf die obige Darstellung im Tatbestand
Bezug genommen) qualitativen EinschrÃ¤nkungen noch mindestens sechs Stunden
tÃ¤glich betrÃ¤gt. Weiter hat es zutreffend dargelegt, warum die
LeistungseinschÃ¤tzung des V von orthopÃ¤discher Seite nicht Ã¼berzeugt und
dass sich auch aus der Auskunft der R psychiatrischerseits nichts Abweichendes
ergibt. Der Senat sieht deshalb gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2 SGG insoweit von einer
weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab und weist die Berufung aus den
GrÃ¼nden der angefochtenen Entscheidung zurÃ¼ck.

In orthopÃ¤disch-chirurgischer Hinsicht leidet der KlÃ¤ger an den von D in seinem
Gutachten dargestellten GesundheitsstÃ¶rungen im Bereich der Schultern. Nichts
Abweichendes ergibt sich aus der Auskunft (gegenÃ¼ber dem SG) des V und der
Auskunft (gegenÃ¼ber dem Senat) des M. Ã�ber Schulterleiden â�� seinerzeit nur
links â�� haben auch K1 (Auskunft gegenÃ¼ber dem Senat), S1 (Befund im
Gutachten des B, s. S. 10 des Gutachtens) und die Ã�rzte der M-Klinik (in ihrem
ebenfalls urkundbeweislich verwertbaren Entlassungsbericht) berichtet.

Diese (beidseitigen) Schulterleiden fÃ¼hren indes nicht zu einer zeitlichen
Leistungslimitierung, sondern bedingen lediglich die von D aufgefÃ¼hrten
qualitativen EinschrÃ¤nkungen. Dies ist fÃ¼r den Senat auf Grundlage des vom
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SachverstÃ¤ndigen erhobenen klinischen Befunds (s. namentlich Bl. 149 ff., 155 SG-
Akte: keine erkennbare Seitendifferenz in der â�� wenn auch verschmÃ¤chtigten
â�� SchultergÃ¼rtelmuskulatur; lediglich links diskreter Schulterblatthochstand;
Muskulatur im Bereich beider Ober- und Unterarme seitengleich regelrecht krÃ¤ftig
ausgeprÃ¤gt; Beweglichkeit in beiden Schultergelenken lediglich mittelgradig in
Abduktion und Elevation eingeschrÃ¤nkt: Arm seitwÃ¤rts/kÃ¶rperwÃ¤rts: beidseits
70-0-20Â°, Arm rÃ¼ckwÃ¤rts/vorwÃ¤rts: beidseits 30-0-80Â°; StabilitÃ¤t in beiden
Schultergelenken regelgerecht; beidseits seitengleich mittelkrÃ¤ftiger
HÃ¤ndedruck; beidseits vollstÃ¤ndiger Faustschluss, Spitz-, SchlÃ¼ssel-, Pinzetten-
und Hakengriff; alle Ã¼brigen Gelenke der oberen ExtremitÃ¤ten bei regelrecht
entwickelter Muskelbemantelung der Ober-/Unterarme frei beweglich; auch
sÃ¤mtliche WirbelsÃ¤ulenabschnitte altersentsprechend frei beweglich, ebenso die
unteren ExtremitÃ¤ten) und der ihm vom KlÃ¤ger geschilderten noch mÃ¶glichen
AlltagsaktivitÃ¤ten (spazieren gehen, wenn auch nur â��ab und zuâ��; keine
Probleme beim Gehen, fahren mit Auto und Bus noch mÃ¶glich, s. Bl.Â 147 SG-Akte)
in jeder Hinsicht schlÃ¼ssig und nachvollziehbar. Von lediglich qualitativen
EinschrÃ¤nkungen von Seiten des orthopÃ¤disch-chirurgischen Fachgebiets sind auf
der Grundlage ihrer jeweiligen Untersuchung auch die Ã�rzte der M-Klinik, S1 und
K1 ausgegangen (s.o.).

Soweit die KlÃ¤gerseite weiterhin auf die LeistungseinschÃ¤tzung des V (Auskunft
gegenÃ¼ber dem SG) verwiesen hat, kann dieser â�� darauf haben bereits das SG
und auch H1 (sozialmedizinische Stellungnahme von Oktober 2018, als qualifiziertes
Beteiligtenvorbringen verwertbar) hingewiesen â�� schon deshalb nicht gefolgt
werden, weil er keinen entsprechenden objektiv-klinischen Befund mitgeteilt und
seine EinschÃ¤tzung auch nicht weiter begrÃ¼ndet hat. Seine Behauptung, der
KlÃ¤ger wÃ¼rde auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt keinen leidensgerechten
Arbeitsplatz finden, trÃ¤gt seine Leistungsbeurteilung schon deshalb nicht, weil
rechtlich unerheblich ist, ob dem KlÃ¤ger ein fÃ¼r ihn geeigneter, freier
Arbeitsplatz angeboten werden kann, denn das Risiko, ob ein Versicherter auch
tatsÃ¤chlich einen fÃ¼r ihn geeigneten und zumutbaren Arbeitsplatz erhÃ¤lt, fÃ¤llt
in den Bereich der Arbeitslosenversicherung und ist deshalb nicht von der
Rentenversicherung zu tragen, die ihre Versicherten allein vor den Nachteilen einer
durch Krankheit oder Behinderung geminderten LeistungsfÃ¤higkeit zu schÃ¼tzen
hat (BSG, Urteil vom 14.05.1996, 4 RA 60/94). Ebenso erschlieÃ�t sich nicht, warum
der Zustand nach dreimaliger operativer Versorgung der Schulter links fÃ¼r sich
gesehen eine Erwerbsminderung begrÃ¼nden sollte. Auf die Ursache dieser
operativen Versorgung (Riss der Rotatorenmanschettennaht) kommt es entgegen V
und dem Rechtsmittelvorbringen schon nicht entscheidend an, denn im Rahmen der
PrÃ¼fung von Erwerbsminderung ist nicht eine bestimmte Diagnosestellung oder
die Bezeichnung von Befunden maÃ�geblich, sondern allein die Beeinflussung des
individuellen quantitativen sowie qualitativen LeistungsvermÃ¶gens durch
dauerhafte GesundheitsstÃ¶rungen (BSG, Beschluss vom 28.02.2017, B 13 R 37/16
BH), also die durch die GesundheitsstÃ¶rungen verursachten funktionellen
BeeintrÃ¤chtigungen, und nicht die Ursachen der GesundheitsstÃ¶rung (BSG,
a.a.O.). Ebenfalls spielt es keine entscheidende Rolle, ob wegen Krankheit oder
Behinderung (akute) BehandlungsbedÃ¼rftigkeit oder â�� auch hÃ¤ufige â��
ArbeitsunfÃ¤higkeit besteht (BSG, Beschluss vom 31.10.2002, B 13 R 107/12 B).
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MaÃ�stab fÃ¼r eine rentenrelevante LeistungseinschrÃ¤nkung ist â�� wie soeben
dargelegt â�� die Beeinflussung des individuellen quantitativen sowie qualitativen
LeistungsvermÃ¶gens durch dauerhafte GesundheitsstÃ¶rungen, also die durch die
GesundheitsstÃ¶rungen verursachten funktionellen BeeintrÃ¤chtigungen. Derartige
FunktionsstÃ¶rungen, die ein AusmaÃ� erreichen, dass zumindest leichte
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarkts unter Beachtung qualitativer
EinschrÃ¤nkungen des KlÃ¤gers nicht mehr mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
mÃ¶glich sind, haben weder D noch die S1 und K1 und auch die Ã�rzte der M-Klinik
Ã¼bereinstimmend und befundgestÃ¼tzt â�� gerade auch in Ansehung der
mehrmaligen Operationen â�� nicht zu objektivieren vermocht. Dem hat der Senat
nichts hinzuzufÃ¼gen.

Auch die LeistungseinschÃ¤tzung des I (Auskunft gegenÃ¼ber dem SG) ist
widerlegt, weil die somatischen, namentlich die orthopÃ¤disch-chirurgischen
Beschwerden des KlÃ¤gers, auf die I seine EinschÃ¤tzung (auch) gestÃ¼tzt hat,
eine zeitliche Leistungsminderung gerade nicht begrÃ¼nden (s.o.). UnabhÃ¤ngig
davon ist bei ihm schon eine besondere fachÃ¤rztliche Kompetenz auf
orthopÃ¤disch-chirurgischem Gebiet nicht erkennbar.

Widerlegt durch das SachverstÃ¤ndigengutachten des D â�� dem auch der
Operationsbericht des M vorgelegen hat â�� ist auch die Leistungsbeurteilung des
M (Auskunft gegenÃ¼ber dem Senat), nachdem dieser den KlÃ¤ger zuletzt am
08.01.2019, also zeitlich vor der Untersuchung durch den SachverstÃ¤ndigen,
behandelte; darauf hat H1 (sozialmedizinische Stellungnahme von April 2020, Bl. 49
Senats-Akte) zutreffend hingewiesen. Dass und warum die Schulterleiden keine
zeitliche Leistungslimitierung bedingen â�� und zwar weder vor noch nach der
Operation im Dezember 2018 -, ist bereits oben dargelegt worden. Einen objektiv-
klinischen Befund, der Abweichendes rechtfertigen kÃ¶nnte, hat im Ã�brigen auch
M nicht mitgeteilt â�� auch darauf hat H1 (a.a.O.) zutreffend hingewiesen -, und der
bloÃ�e Umstand, dass der KlÃ¤ger wegen seiner Schulterprobleme Ã¼ber einen
lÃ¤ngeren Zeitraum (akut-)Ã¤rztlich behandelt wurde, lÃ¤sst ebenfalls â�� auch
dies ergibt sich aus den vorstehenden AusfÃ¼hrungen â�� nicht die Annahme
hÃ¶hergradiger und Ã¼berdauernder FunktionsstÃ¶rungen mit Auswirkung auf das
zeitliche LeistungsvermÃ¶gen zu.

In psychiatrischer Hinsicht leidet der KlÃ¤ger an den vom B in seinem Gutachten
genannten GesundheitsstÃ¶rungen (s. dazu oben im Tatbestand). DarÃ¼ber
hinausgehende mittel- oder gar hÃ¶hergradige seelische
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen hat er nicht zu objektivieren vermocht, was im
Hinblick auf den von ihm erhobenen klinischen Befund und den ihm vom KlÃ¤ger
(teilweise erst auf weitere Nachfrage eingerÃ¤umt, vgl. S. 7 des Gutachtens)
geschilderten noch mÃ¶glichen AlltagsaktivitÃ¤ten (s. S. 6 ff. des Gutachtens: gutes
VerhÃ¤ltnis und Kontakt innerhalb der Familie; Autofahren; einerseits: â��gehe gar
nicht rausâ��, andererseits: keine TÃ¤tigkeit mehr im FuÃ�ballverein, â��gehe nur
daran vorbei spazierenâ��; einkaufen; hilft der Frau im Haushalt; schaut fern;
zweimal im Jahr Besuch der Moschee) in jeglicher Hinsicht schlÃ¼ssig und
nachvollziehbar.
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Bei der Untersuchung durch den B1 ist der gepflegte KlÃ¤ger im Kontakt adÃ¤quat,
ausreichend kooperierend â�� bei fehl- und minderinnervierender sowie defizitÃ¤r
orientierter Beschwerdeschilderung (auch S1 hat Diskrepanzen zwischen den
Beschwerdeangaben und dem Verhalten in unbeobachteten Momenten
beschrieben, s. S. 10 des Gutachtens) -, wach, orientiert, bewusstseinsklar,
psychomotorisch unauffÃ¤llig und ohne Hinweise auf ein hirnorganisches
Psychosyndrom oder eine leistungsrelevante Minderbegabung gewesen. Ein
produktiv-psychotisches Erleben hat sich nicht eruieren lassen (S. 5 des
Gutachtens). Konzentrations-, Aufmerksamkeits-, GedÃ¤chtnis- und
WahrnehmungsstÃ¶rungen haben nicht vorgelegen, ebenso wenig eine
BeeintrÃ¤chtigung der SteuerungsfÃ¤higkeit oder ein Ich-Beeinflussungserleben.
Das formale Denken des KlÃ¤gers hat sich â�� bei Angabe von GrÃ¼beln â�� nicht
auffÃ¤llig und das inhaltliche Denken ohne Wahnideen gezeigt. Es hat lediglich ein
Insuffizienzerleben mit GekrÃ¤nktheit Ã¼ber die Beendigung des seinerzeitigen
ArbeitsverhÃ¤ltnisses und den Umgang der Berufsgenossenschaft mit dem Unfall
2014 imponiert. Affektiv ist der KlÃ¤ger â�� so der B1 â�� weit eher moros-dysthym
denn mittelschwer oder gar schwer depressiv verstimmt bei nur leicht
beeintrÃ¤chtigter ModulationsfÃ¤higkeit gewesen (s. S. 11 des Gutachtens, auch
zum Vorstehenden). Klinisch-neurologisch hat sich ebenfalls keine wegweisende
Pathologika gezeigt, weswegen der B1 die diffusen und ausgestalteten
(somatischen) Beschwerdeangaben des KlÃ¤gers im Wesentlichen der â��
entsprechend dem klinischen Befund nur leichtgradigen â�� psychischen StÃ¶rung
zugeschrieben hat (s. S. 13 des Gutachtens). Namentlich auch hÃ¶hergradige
SchmerzzustÃ¤nde hat er nicht zu objektivieren vermocht, wie im Ã�brigen auch
spÃ¤ter D im Rahmen seiner kÃ¶rperlichen Untersuchung nicht.

Dass der B1 auf der Grundlage all dessen und der nur weitmaschigen (â��ca.
einmal pro Quartalâ��, s. S. 4, 13 des Gutachtens) psychiatrischen Behandlung
ohne Psychotherapie keine hÃ¶hergradigen seelischen FunktionsstÃ¶rungen hat
objektivieren kÃ¶nnen und lediglich zu qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen
ohne Auswirkung auf das zeitliche LeistungsvermÃ¶gen gelangt ist, Ã¼berzeugt
den Senat uneingeschrÃ¤nkt.

Soweit die Ã�rzte der M-Klinik ausweislich ihres Entlassungsberichts noch eine
hÃ¶hergradige seelische StÃ¶rung mit entsprechenden SchmerzzustÃ¤nden
diagnostiziert haben (s.Â oben im Tatbestand), ist dies fÃ¼r den Senat bereits
deshalb nicht nachvollziehbar, weil der von ihnen mitgeteilte klinische Befund (s.
Entlassungsbericht Bl. 2 S. 4: nur leichte EinschrÃ¤nkungen der
LendenwirbelsÃ¤ulenbeweglichkeit ohne pathologische Reflexe; SensibilitÃ¤t,
Koordination, Gang- und Standbild unauffÃ¤llig; keine Nervendehnungszeichen;
freie Gelenkbeweglichkeit der oberen und unteren ExtremitÃ¤ten, ausgenommen
linke Schulter; wach und zu allen QualitÃ¤ten voll orientiert; Auffassung,
Konzentration, MerkfÃ¤higkeit und GedÃ¤chtnis nur leicht beeintrÃ¤chtigt; im Affekt
zwar niedergeschlagen, affektive SchwingungsfÃ¤higkeit aber erhalten bei
Einengung sowie unspezifischen Hinweisen auf Ã�ngste und BeeintrÃ¤chtigungen
von Antrieb und Psychomotorik; nur bei belastenden Themen erhÃ¶hte Reizbarkeit;
formaler Gedankengang geordnet; keine StÃ¶rungen des inhaltlichen Denkens, des
Ich-Erlebens oder der Wahrnehmung; keine AuffÃ¤lligkeiten des Intelligenzniveaus)
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Derartiges gar nicht hergibt und auch der seinerzeit durchgefÃ¼hrte
Beschwerdevalidierungstest auffÃ¤llig gewesen ist (s. Entlassungsbericht Bl. 2 S. 5),
weswegen die Ã�rzte insoweit zu Recht â�� wie spÃ¤ter auch der B1 und S1 (s.o.)
â��Â von Verdeutlichungstendenzen und einer Diskrepanz zwischen den
Beschwerdeangaben und dem klinischen Befund (s.o.) ausgegangen sind. Einer
weiteren Diskussion bedarf es indes nicht, denn wie bereits oben dargelegt, kommt
es nicht entscheidend auf Diagnosen oder die Bezeichnung von Befunden an,
sondern auf (Ã¼berdauernde) funktionelle BeeintrÃ¤chtigungen mit Auswirkung auf
das zeitliche LeistungsvermÃ¶gen. Derartige, hÃ¶hergradige seelische
Funktionsdefizite haben indes auch die Ã�rzte der M-Klinik selbst unter der
Annahme einer schwereren psychischen Erkrankung mit SchmerzzustÃ¤nden
gerade nicht gesehen und eine rentenrelevante zeitliche LeistungseinschrÃ¤nkung
verneint. Dies hat der B1 bestÃ¤tigt. Nur am Rande merkt der Senat noch an, dass
der KlÃ¤ger aus der RehabilitationsmaÃ�nahme auch in einem â��Â wenn auch nur
leicht â��Â gebesserten und stabilisierten psychischen Gesundheitszustand
entlassen worden ist (s. Bl. 2 S. 6 f. des Entlassungsberichts).

Aus der Auskunft (gegenÃ¼ber dem SG) der R folgt nichts, was eine abweichende
Leistungsbeurteilung rechtfertigen kÃ¶nnte, weil sie sich wegen der
â��Kurzkontakteâ�� mit dem KlÃ¤ger schon nicht zu einer weitergehenden
(Leistungs-)Beurteilung in der Lage gesehen hat. Diese Beurteilung hat der B1
geleistet und das Vorliegen einer schwereren seelischen Erkrankung Ã¼berzeugend
widerlegt (s.o.). UnabhÃ¤ngig davon hat sich R dem Gutachten des B im
Wesentlichen ausdrÃ¼cklich â��hinsichtlich der Symptomeâ�� angeschlossen, und
auch ansonsten ergibt sich aus ihrer Auskunft nichts, was die gutachterliche
LeistungseinschÃ¤tzung in Frage stellen wÃ¼rde, worauf auch H1 hingewiesen hat,
ebenso wie auf die von R bestÃ¤tigte nur quartalsweise Behandlung, die â�� so
Ã¼berzeugend H1 â�� gegen einen hohen Leidensdruck und eine intensive
Behandlungsnotwendigkeit spricht, zumal der KlÃ¤ger jedenfalls von Juni 2018 bis
Anfang 2022 Ã¼berhaupt nicht mehr in psychiatrischer Facharztbehandlung
gestanden hat, was der Senat der Mitteilung der S2 vom 22.01.2021 (Bl. 62 Senats-
Akte) und den SchriftsÃ¤tzen der KlÃ¤gerseite vom 01.03.2021 bzw. 26.01.2022 (Bl.
69, 72 Senats-Akte) entnimmt. Dass sich der psychische Gesundheitszustand des
KlÃ¤gers nach der Untersuchung durch den B wesentlich verschlimmert hat, hat der
KlÃ¤ger nicht konkret dargetan und Derartiges ergibt sich auch nicht aus der
Auskunft der R; vor dem Hintergrund der niederfrequenten psychiatrischen
fachÃ¤rztlichen Behandlung des KlÃ¤gers (s.o.) wÃ¤re dies auch nicht plausibel. Auf
den gegenwÃ¤rtigen Gesundheitszustand kommt es â�� wie eingangs dargelegt
â�� vorliegend nicht an.

Dass und warum der LeistungseinschÃ¤tzung des I nicht gefolgt werden kann, ist
bereits oben dargelegt worden und das NÃ¤mliche gilt, soweit er seiner Beurteilung
hÃ¶hergradige seelische FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen zu Grunde gelegt hat.
Ungeachtet dessen beruht seine EinschÃ¤tzung auch ganz wesentlich auf den
subjektiven Angaben des KlÃ¤gers, die aber in Ansehung der entgegenstehenden
dokumentierten klinischen Befunde (s.o.) und der beschriebenen diskrepanten
Beschwerdeangaben mit Verdeutlichungstendenzen nicht Grundlage der
sozialmedizinischen Leistungsbeurteilung sein kÃ¶nnen. Soweit I auf die Auskunft
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der W und der S vom 30.03.2017 gegenÃ¼ber dem SG im
Schwerbehindertenklageverfahren des KlÃ¤gers (S 25 SB 52/16) betreffend die
Behandlung des KlÃ¤gers bis Anfang Dezember 2016 (s. Bl. 108 SG-Akte) Bezug
genommen hat, erschlieÃ�t sich schon nicht, welcher (zusÃ¤tzliche)
Erkenntnisgewinn fÃ¼r den vorliegend allein relevanten Zeitraum von Anfang Juli
2017 bis Anfang Januar 2019 daraus auch in Ansehung der zeitlich spÃ¤teren
RehabilitationsmaÃ�nahme und des Gutachtens des B erwachsen sollte; dadurch
werden die von den Ã�rzten der M-Klinik und vom B erhobenen Befunde (s.o.) nicht
in Frage gestellt. Entsprechendes gilt hinsichtlich des Gutachtens des Medizinischen
Dienstes der Krankenversicherung Baden-WÃ¼rttemberg (MDK) von Anfang April
2017 (Bl. 113 f. SG-Akte). UnabhÃ¤ngig davon kommt dem Grad der Behinderung
(GdB) eines Versicherten ohnehin hinsichtlich der zumutbaren beruflichen
Einsetzbarkeit keinerlei Aussagekraft zu (BSG, Beschluss vom 19.09.2015, B 13 R
290/15 B) und der krankenversicherungsrechtliche Begriff der ArbeitsunfÃ¤higkeit
unterscheidet sich grundlegend von dem der Erwerbsminderung. Denn wÃ¤hrend
sich die ArbeitsunfÃ¤higkeit nach der arbeitsvertraglich geschuldeten, zuletzt
ausgeÃ¼bten Arbeit richtet (BSG, Urteil vom 08.11.2005, B 1 KR 18/04 R), sind
MaÃ�stab fÃ¼r die Frage der Erwerbsminderung die Ã¼blichen Bedingungen des
allgemeinen Arbeitsmarkts, wobei es ausreicht, wenn leichte TÃ¤tigkeiten mit
qualitativen EinschrÃ¤nkungen sechs Stunden arbeitstÃ¤glich verrichtet werden
kÃ¶nnen (vgl. Â§ 43 Abs. 3 SGB VI). Deshalb kommt es fÃ¼r die Frage der
Erwerbsminderung nicht darauf an, ob wegen Krankheit oder Behinderung
BehandlungsbedÃ¼rftigkeit oder â�� auch hÃ¤ufige â�� ArbeitsunfÃ¤higkeit
besteht (BSG, Beschluss vom 31.10.2002, B 13 R 107/12 B). Dass der MDK
seinerzeit eine erhebliche GefÃ¤hrdung der ErwerbsfÃ¤higkeit annahm, besagt
nichts Ã¼ber den tatsÃ¤chlichen Eintritt von Erwerbsminderung, was der
vorliegende Fall gerade anschaulich belegt.

Sonstige GesundheitsstÃ¶rungen â�� namentlich internistische â�� mit
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen, die Auswirkungen auf das zeitliche
LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers haben kÃ¶nnten, liegen nicht vor. Dies stÃ¼tzt
der Senat auf den Entlassungsbericht der Ã�rzte der M-Klinik und auf die Auskunft
(gegenÃ¼ber dem SG) des P. Auch I hat das orthopÃ¤disch-chirurgische bzw.
psychiatrische Fachgebiet fÃ¼r maÃ�geblich erachtet (s. Bl. 86 SG-Akte) und aus
den internistischen Erkrankungen keine weitergehenden (qualitativen)
EinschrÃ¤nkungen der beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit abgeleitet.

Unter Zugrundelegung all dessen steht mithin auch zur Ã�berzeugung des Senats
fest, dass der KlÃ¤ger im vorliegend streitigen Zeitraum (s.o.) noch in der Lage
gewesen ist, jedenfalls leichte Arbeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt unter
Beachtung der oben genannten qualitativen EinschrÃ¤nkungen mindestens sechs
Stunden tÃ¤glich zu verrichten, sodass eine Erwerbsminderung nicht angenommen
werden kann (Â§ 43 Abs. 3 Halbsatz 1 SGB VI). Dabei ist es unerheblich, ob ein dem
LeistungsvermÃ¶gen entsprechender Arbeitsplatz vermittelt werden kann, weil
nach Â§Â 43 Abs. 3 Halbsatz 2 SGB VI die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen ist.

Zu Recht hat das SG unter zutreffender Darlegung der rechtlichen Grundlagen,
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insbesondere des sog. Mehrstufenschemas des BSG, â�� worauf hier verwiesen wird
â�� auch einen Anspruch auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei
BerufsunfÃ¤higkeit (Â§Â 240 SGB VI) verneint, weil der KlÃ¤ger, der keinen
Berufsabschluss hat, auch â�� zu seinen Gunsten unterstellt â�� als Angelernter
des oberen Bereichs sozial und gesundheitlich zumutbar jedenfalls auf die
TÃ¤tigkeit eines (angelernten) Registrators verwiesen werden kann. Dem hat die
Berufung nichts entgegengesetzt.

Entsprechende ArbeitsplÃ¤tze fÃ¼r Registratoren sind auf dem Arbeitsmarkt in
nennenswerter Zahl vorhanden (Urteil des 13. Senats des LSG Baden-
WÃ¼rttemberg vom 25.09.2012, L 13 R 6087/09, in juris, auf der Grundlage
umfangreicher AuskÃ¼nfte von Arbeitgebern im Bereich des Ã�ffentlichen Dienstes,
der gesetzlichen Krankenkassen, der privaten Versicherungsunternehmen und
Bausparkassen und unter Hinweis auf die tarifliche Erfassung des Registrators unter
Teil 3 Nr. 16 der Entgeltordnung der LÃ¤nder; siehe auch z.B. Senatsurteile vom
23.09.2021, L 10 R 214/20, vom 25.02.2021, L 10 R 4714/17, und vom 17.10.2019, 
L 10 R 2778/17, alle m.w.N.; s.Â auch mit nÃ¤mlicher BegrÃ¼ndung Urteil des 5.
Senats des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 22.07.2020, L 5 R 1115/18, in juris,
m.w.N.).

Bei TÃ¤tigkeiten eines Registrators der VergÃ¼tungsgruppe VIII BAT handelt es sich
â�� wie das BSG bereits mit Urteil vom 27.11.1991 (5 RJ 91/89) entschieden hat â��
um TÃ¤tigkeiten fÃ¼r Angelernte und damit um eine (auch) fÃ¼r Facharbeiter
grundsÃ¤tzlich zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeit. Hieran hat sich durch das
Inkrafttreten der TarifvertrÃ¤ge fÃ¼r den Ã�ffentlichen Dienst der LÃ¤nder (TV-L),
des Bundes (TV-Bund) und fÃ¼r die BeschÃ¤ftigten der Kommunalen Arbeitgeber
(TV-VKA) zunÃ¤chst nichts geÃ¤ndert, weil eine die VergÃ¼tungsgruppeneinteilung
des BAT ersetzende Regelung zunÃ¤chst nicht vereinbart worden ist.

FÃ¼r die BeschÃ¤ftigten der LÃ¤nder ist am 01.01.2012 die Entgeltordnung der
LÃ¤nder (Anlage a zum TV-L) in Kraft getreten (und fÃ¼r die Kommunen
entsprechend die Entgeltordnung VKA â�� Anlage 1 zum TVÃ¶D â�� zum
01.01.2017). Indessen ist hierdurch fÃ¼r die Frage der Zumutbarkeit einer
TÃ¤tigkeit als Registrator keine Ã�nderung eingetreten. Die VergÃ¼tungsgruppe
VIII BAT (TÃ¤tigkeiten schwieriger Art) entspricht inhaltlich im Wesentlichen der
Entgeltgruppe (EG) 3 der neuen Entgeltordnung der LÃ¤nder (bzw. der VKA), sodass
die bisher nach VergÃ¼tungsgruppe VIII BAT entlohnten BeschÃ¤ftigten â�� und
damit auch der Registrator â�� nach EG 3 entlohnt werden. Dies haben die
Ermittlungen des 13.Â Senats im genannten Verfahren L 13 R 6087/09 bestÃ¤tigt
(vgl. Urteil vom 25.09.2012, a.a.O.).

Ebenso wie TÃ¤tigkeiten, die nach VergÃ¼tungsgruppe VIII BAT entlohnt werden,
sind TÃ¤tigkeiten nach EG 3 der Entgeltordnung der LÃ¤nder (auch) einem
Facharbeiter sozial zumutbar (Senatsurteile vom 23.09.2021, L 10 R 214/20, vom
25.02.2021, L 10 R 4714/17, vom 13.12.2012, L 10 R 1162/09; Urteile des 13.
Senats des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom 25.09.2012, L 13 R 6087/09 und L 13 R
4924/09). Nach Teil 1 â��allgemeine TÃ¤tigkeitsmerkmale fÃ¼r den
Verwaltungsdienstâ�� dieser Entgeltordnung erfasst die EG 3 TÃ¤tigkeiten, die eine

                            12 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_VI/240.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20R%206087/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2010%20R%20214/20
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2010%20R%202778/17
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%205%20R%201115/18
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=5%20RJ%2091/89
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20R%206087/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20R%206087/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2010%20R%20214/20
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2010%20R%201162/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20R%206087/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20R%204924/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20R%204924/09


 

eingehende Einarbeitung bzw. eine fachliche Anlernung erfordern, die Ã¼ber eine
Einarbeitung im Sinne der EG 2 (= einfache TÃ¤tigkeiten) hinausgeht (ebenso Teil A
I. 2. der Entgeltordnung im Bereich der VKA). Wie bei der VergÃ¼tungsgruppe VIII
BAT (vgl. BSG, Urteil vom 12.09.1991, 5 RJ 34/90) ist damit eine lÃ¤ngere Anlernzeit
erforderlich. Dem gegenÃ¼ber gilt die EG 4 fÃ¼r schwierige TÃ¤tigkeiten (Nr. 1)
und erfasst (EG 4 Nr. 2) auch TÃ¤tigkeiten der EG 3, die mindestens zu einem
Viertel grÃ¼ndliche Fachkenntnisse erfordern; insoweit handelt es sich um frÃ¼her
im BAT VIII Nr. 1 B aufgefÃ¼hrte, einen BewÃ¤hrungsaufstieg nach BAT VII
ermÃ¶glichende TÃ¤tigkeiten. Dies zeigt, dass die VergÃ¼tungsgruppe BAT VIII im
Wesentlichen der EG 3 entspricht. Entsprechend sehen die TarifvertrÃ¤ge zur
Ã�berleitung der BeschÃ¤ftigten (TVÃ�-LÃ¤nder, TVÃ�-Bund, TVÃ�-VKA) eine
Entlohnung der in VergÃ¼tungsgruppe VIII BAT eingruppierten BeschÃ¤ftigten nach
EG III bis zum Inkrafttreten der Entgeltordnung vor. Auch die EG 3 der neuen
Entgeltordnung der LÃ¤nder enthÃ¤lt, da sie inhaltlich, also hinsichtlich der
qualitativen Anforderungen der VergÃ¼tungsgruppe BAT VIII entspricht, somit fÃ¼r
Facharbeiter grundsÃ¤tzlich zumutbare VerweisungstÃ¤tigkeiten. BestÃ¤tigt wird
dies durch den Umstand, dass in anderen Bereichen der Entgeltordnung fÃ¼r die
LÃ¤nder die Einstufung nach EG 4 einen Abschluss in einem anerkannten
Ausbildungsberuf erfordert. So betrifft die EG 4 nach Teil III â��BeschÃ¤ftigte mit
kÃ¶rperlich/handwerklich geprÃ¤gten TÃ¤tigkeitenâ�� und dort Nr. 1 â��allgemeine
TÃ¤tigkeitsmerkmaleâ�� BeschÃ¤ftigte mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung
in einem anerkannten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von weniger als
drei Jahren und damit gerade auch Facharbeiter im Sinne des oben dargestellten
Mehrstufenschemas (mehr als zwei Jahre Ausbildungszeit). Nichts Anderes gilt fÃ¼r
BeschÃ¤ftigte im Bereich der VKA nach der dortigen Entgeltordnung (Teil A I. Nr. 2
der Entgeltordnung als Anlage 1 zum TVÃ¶D). Entsprechend sind von der nÃ¤chst
niedrigeren tariflichen Entgeltgruppe erfasste TÃ¤tigkeiten einem Facharbeiter
zumutbar (BSG, Urteil vom 07.10.1987, 4a RJ 91/86), hier also jene der EG 3.
NÃ¤mliches gilt auch hinsichtlich der BeschÃ¤ftigten des Bundes nach der zum
01.01.2014 geltenden Entgeltordnung des Bundes (TV EntgO Bund), denn auch dort
unterfallen â��BeschÃ¤ftigte im BÃ¼ro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und
im AuÃ�endienst mit TÃ¤tigkeiten, fÃ¼r die eine eingehende Einarbeitung bzw. eine
fachliche Anlernung erforderlich ist, die Ã¼ber eine Einarbeitung im Sinne der
Entgeltgruppe 2 hinausgehtâ�� der EG 3 (Teil I der Anlage 1 zum TV EntgO Bund).

Die TÃ¤tigkeit eines Registrators umfasst das Sortieren der von den zustÃ¤ndigen
BÃ¼rofachkrÃ¤ften zu bearbeitenden SchriftstÃ¼cke nach den Vorgaben von
AktenplÃ¤nen oder anderen Merkmalen, das Erledigen von anfallenden
Schreibarbeiten, wie das FÃ¼hren von Statistiken, TerminÃ¼berwachungslisten und
Karteien, das Ziehen und Abstellen von Ordnern/Akten, das Weiterleiten der zu
bearbeitenden VorgÃ¤nge zu den sachbearbeitenden Stellen innerhalb des Betriebs
bzw. der BehÃ¶rde mit Registraturwagen, das AbhÃ¤ngen von Akten oder das
Abstellen von Ordnern nach der jeweiligen Bearbeitung. Die schwierigere TÃ¤tigkeit
im Sinne der (ehemaligen) VergÃ¼tungsgruppe BAT VIII umfasst die Mitwirkung bei
der Bearbeitung laufender oder gleichartiger GeschÃ¤fte nach Anleitung, das
Entwerfen von dabei zu erledigenden Schreiben nach skizzierten Angaben, die
Erledigung stÃ¤ndig wiederkehrender Arbeiten in Anlehnung an Ã¤hnliche
VorgÃ¤nge, auch ohne Anleitung, die FÃ¼hrung von BrieftagebÃ¼chern schwieriger
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Art, die FÃ¼hrung von Karteien, buchhalterische Ã�bertragungsarbeiten und
KontenfÃ¼hrung (vgl. Senatsurteile vom 25.02.2021, L 10 R 4714/17, vom
17.10.2019, L 10 R 2778/17, und vom 11.04.2016, L 10 R 5272/12, jeweils unter
Hinweis auf das Urteil des 13. Senats des LSG Baden-WÃ¼rttemberg vom
25.09.2012, L 13 R 6087/09, in juris, auf der Grundlage umfangreicher AuskÃ¼nfte
von Arbeitgebern im Bereich des Ã�ffentlichen Dienstes, der gesetzlichen
Krankenkassen, der privaten Versicherungsunternehmen und Bausparkassen und
unter Hinweis auf die tarifliche Erfassung des Registrators unter Teil 3 Nr. 16 der
Entgeltordnung der LÃ¤nder; s. auch Bayerisches LSG, Urteil vom 16.12.2015, L 13
R 250/14 m.w.N., in juris).

TÃ¤tigkeiten als Registraturkraft in grÃ¶Ã�eren Unternehmen und im Ã¶ffentlichen
Dienst sind als leichte TÃ¤tigkeiten zu qualifizieren, welche bereits aus
arbeitsorganisatorischen GrÃ¼nden im Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und Gehen
verrichtet werden. Schweres Heben und Tragen wird nicht gefordert, da in den
Registraturen die erforderlichen Hilfsmittel (Registraturwagen,
AblagemÃ¶glichkeiten etc.) in der Regel vorhanden sind. In EinzelfÃ¤llen kann das
Heben und Tragen von Lasten bis zu 5 kg, Arbeiten auf Stehleitern und
Zwangshaltungen wie Ã�berkopfarbeiten anfallen. Die kÃ¶rperlichen Belastungen
hÃ¤ngen weitgehend von der jeweiligen Arbeitsplatzgestaltung und der
Arbeitsplatzorganisation ab; folglich sind das Handhaben schwerer AktenvorgÃ¤nge,
Zwangshaltungen und das Arbeiten auf Leitern nicht generell mit der TÃ¤tigkeit
einer Registraturkraft verbunden (vgl. Senatsurteile vom 25.02.2021, L 10 R
4714/17, und vom 11.04.2016, L 10 R 5272/12; Bayerisches LSG, a.a.O.).

Das oben dargelegte LeistungsvermÃ¶gen des KlÃ¤gers entspricht diesem
Anforderungsprofil. So ist die TÃ¤tigkeit des Registrators leichter Art und sie wird
nicht ausschlieÃ�lich im Gehen und Stehen, sondern im Wechselrhythmus zwischen
Gehen, Stehen und Sitzen ausgeÃ¼bt. Sie trÃ¤gt auch den weiteren qualitativen
EinschrÃ¤nkungen Rechnung. Der Senat bezweifelt auch nicht, dass der KlÃ¤ger
die Anforderungen an die TÃ¤tigkeit in einer Registratur innerhalb einer
Einarbeitungszeit von hÃ¶chstens drei Monaten vollwertig erfÃ¼llen
kann.Â Entgegenstehendes hat er nicht einmal behauptet. Unerheblich ist â��
wie bereits oben dargelegt -, ob dem Versicherten ein fÃ¼r ihn geeigneter, freier
Arbeitsplatz angeboten werden kann (vgl. Â§ 240 Abs. 2 Satz 4 HalbsatzÂ 2 SGB VI).

Der Senat hat vor diesem Hintergrund keine Veranlassung gesehen, die TÃ¤tigkeit
eines Mitarbeiters in der Poststelle als fÃ¼r den KlÃ¤ger ebenfalls sozial und
gesundheitlich zumutbaren Verweisungsberuf (s. dazu bzw. zu den gesundheitlichen
Anforderungen im Einzelnen nur Senatsurteil vom 13.12.2018, L 10 R 411/15, in
juris, Rdnrn. 46 ff. m.w.N.) fÃ¶rmlich in das Verfahren einzufÃ¼hren.

Der entscheidungserhebliche Sachverhalt ist geklÃ¤rt. Namentlich das
SachverstÃ¤ndigengutachten des D, das Gutachten des B und der
Entlassungsbericht der Ã�rzte der M-Klinik haben dem Senat die erforderlichen
Grundlagen fÃ¼r seine Ã�berzeugungsbildung vermittelt. Der Senat hat sich in
Ansehung dessen und des Umstands, dass es vorliegend auf den aktuellen
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers ohnehin nicht entscheidend ankommt (s.o.), nicht
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gedrÃ¤ngt gesehen, noch ein weiteres (psychiatrisches) Gutachten einzuholen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor.

Erstellt am: 13.01.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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